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Kaum ein Land in Lateinamerika ist 
so schlecht auf eine Pandemie vor-
bereitet wie Honduras. Das geht 
aus dem von der Johns Hopkins 
University erstellten globalen Ge-
sundheitssicherheits-Index (Glo-
bal Health Security-Index) hervor. 
Laut dieser Skala hat nur Venezu-
ela noch schlechtere Bedingungen, 
um mit einer solchen Pandemie fer-
tig zu werden.

Jetzt ist Covid-19 im Land ange-
kommen. Es sind 397 registrierte 
Fälle, und das Gesundheitssystem 
steht kurz vor dem Kollaps, was an 
den fehlenden Mitteln liegt – und 
an einem öffentlichen Gesund-
heitswesen, das die schlimmsten 
Konsequenzen staatlicher Korrup-
tion zu erleiden hatte.

Die Angst vor der Krankheit 
hält sich die Waage mit dem Miss-
trauen gegen Präsident Juan Or-
lando Hernández, der 2017 auf ver-
fassungswidrige Art wiedergewählt 
wurde und eine lange Reihe von 
Korruptionsskandalen zu verant-
worten hat.

Im Angesicht der Notlage hat die 
honduranische Regierung ein Pa-
ket von insgesamt 638 Millionen 
US-Dollar beschlossen, um Schutz-
materialien zu kaufen, die Kranken-
häuser auf den Umgang mit Covid-
19-Patienten vorzubereiten und 
nach der Pandemie die Wirtschaft 
zu reaktivieren.

Angesichts der Bewilligung einer 
so hohen Summe hat der Nationale 
Antikorruptionsrat (CNA) eine Er-
klärung verabschiedet. Er befürch-

tet, diese Situation könnte „die per-
fekten Bedingungen“ für Akte der 
Korruption schaffen.

Ein erstes Beispiel ließ nicht 
lange auf sich warten: Am 16. März 
verkündeten die Behörden, man 
habe 140 Beatmungsgeräte ge-
kauft, um Covid-19-Patienten in kri-
tischem Zustand versorgen zu kön-
nen. Experten des Colegio Médico 
de Honduras machten schnell da-
rauf aufmerksam, dass die gekauf-
ten Geräte für diese Art von Patien-
ten gar nicht geeignet sind.

Und im Transparenzportal des 
Finanzministeriums, das einge-
richtet wurde, um Informationen 
über staatliche Beschaffungsmaß-
nahmen während der Notlage öf-
fentlich nachvollziehbar zu ma-

chen, heißt es, die Beatmungsgeräte 
seien aus dem Haushalt der Katas-
trophenschutzbehörde Copeco be-
schafft worden – da tauchen aber 
nur 130 Geräte auf. Über die fehlen-
den 10 und die Gründe für die Dis-
krepanz gibt es keinerlei Informa-
tionen.

Mit diesen Widersprüchen kon-
frontiert gab Präsident Hernández 
schließlich zu, dass die Informa-
tion über die mangelnde Eignung 
der Geräte stimme, dass aber nir-
gends auf der Welt mehr die rich-
tigen Beatmungsgeräte zu bekom-
men seien, sodass das Land sie nicht 
kaufen konnte. Zu den fehlenden 
10 Geräten gab es von den Behör-
den auf Anfrage einiger Medien 
überhaupt keine Antwort.

Die Unstimmigkeiten bei diesem 
Einkauf sind nur ein Beispiel für 
die fehlende Transparenz, mit der 
die Behörden seit der Ausrufung 
des Nationalen Notstands wegen 
Covid-19 am 16. März agieren. Der 
Notstand erlaubt es ihnen, Materi-
alien einzukaufen und Dienstleis-
tungen in Auftrag zu geben, ohne 
dass Eignung und Qualifikation der 
beauftragten Unternehmen über-
prüft wird.

Es gibt unzählige Fragwürdigkei-
ten bei der Verwaltung des Staats-
haushalts. Die Behörden agieren 
unter der Aufsicht von Institutio-
nen, die sie selbst beauftragt haben. 
Die Kirchen zum Beispiel spielen in 
der Regierung eine immer wichti-
gere Rolle, obwohl die Verfassung 
dem Einfluss religiöser Vereinigun-
gen eigentlich klare Grenzen setzt. 
Und eine zentrale Rolle kommt dem 
Nationalen Konvergenz-Forum (Fo-

nac) zu, offiziell eine Organisation 
der Zivilgesellschaft zur Umsetzung 
nationaler Vorhaben.

Das Fonac ist derzeit damit be-
auftragt, die Verteilung von Le-
bensmittelrationen an die ärmste 
Bevölkerung zu kontrollieren und 
zu überprüfen, ob die wichtigsten 
Krankenhäuser des Landes über alle 
notwendigen Ressourcen verfügen, 
um mit der Situation umzugehen.

Ob die Organisation dazu aber 
in der Lage ist, bezweifelt etwa Jo-
aquín Mejía, ein angesehener An-
walt und Rechercheur der jesuiti-
schen Bürgerrechtsorganisation 
Eric-SJ. Er bemängelt, dass eine In-
stitution mit einer so wichtigen Auf-
gabe betreut werde, die gerade erst 
Ende Januar gegründet worden sei 
und die noch über keinerlei Erfah-
rung und Glaubwürdigkeit verfügt.

Das Programm „Solidarisches 
Honduras“, das Fonac kontrolliert, 
hat zum Ziel, 800.000 Lebensmit-
telrationen an 3,2 Millionen Arme 
in diesem Land zu verteilen, das 
laut Daten der Weltbank den größ-
ten Anteil an armer Bevölkerung La-
teinamerikas hat.

Aber auch diesem Programm 
wird Korruption vorgeworfen: Es 
mehren sich die Anzeichen, dass die 
Lebensmittelrationen – im Wert von 
je gerade einmal 20 US-Dollar – nur 
an die Aktivisten der Regierungs-
partei abgegeben werden. So war 
es auch schon bei anderen Hilfspro-
grammen der Regierung: Sie nutzt 
sie aus, um sich bei den nächsten 
Wahlen Stimmen zu sichern.

Darüber hinaus darf nicht ver-
gessen werden, dass in allen Län-
dern Zentralamerikas die Macht 

nicht aus der Demokratie heraus 
entsteht, sondern aus dem Ein-
fluss der Streitkräfte. Die Pandemie 
scheint ein geeigneter Moment für 
Menschenrechtsverletzungen, ins-
besondere an Umweltschützern 
und Menschen, die, weil sie ihren 
Lebensunterhalt in der informellen 
Wirtschaft verdienen, keine „abso-
lute Ausgangssperre“ befolgen kön-
nen. Seit dem 16. März sind ihre ver-
fassungsmäßig garantierten Rechte 
suspendiert.

Ein Bericht des Komitees der 
Angehörigen von Verhaftet-Ver-
schwundenen in Honduras, Cofa-
deh, zählt für den Zeitraum seit 
Ausrufung des Notstands bis Ende 
März mindestens 22.000 Men-
schenrechtsverletzungen, von der 
Kündigung von Arbeitern über Ver-
treibung bis zu illegalen Verhaftun-
gen durch Polizei und Militär.

Die Strategie zur Eindämmung 
des Virus, die Präsident Hernán-
dez vorgeschlagen hat, wurde vom 
ersten Tag an von Polizei und Mili-
tär federführend umgesetzt. In ih-
ren sozialen Netzwerken betreiben 
sie eine PR-Kampagne und präsen-
tieren sich als Helden inmitten der 
Pandemie.

In Honduras, dem zentralame-
rikanischen Land mit knapp über 
9  Millionen Einwohnern, bedeu-
tet die Gesundheitskrise durch Co-
vid-19 keinerlei Hindernis für die 
Korruption, die Armut und die Ge-
walt. Alle drei Phänomene gehen 
genauso weiter wie vorher. Irgend-
wann werden sie für den vollkom-
menen Zusammenbruch der hon-
duranischen Gesellschaft sorgen.
Aus dem Spanischen Bernd Pickert

In Honduras wird die Coronakrise von einer 

skandalträchtigen Regierung gemanagt. 

Menschenrechtsverletzungen nehmen zu, 

Kontrollmechanismen sind außer Kraft

Corona trifft  
auf Korruption

Liebe Leserinnen und Leser, 

noch hat die Coronapandemie den Globus fest im Griff. 
Doch allen Abschottungsversuchen zum Trotz wächst 
die Welt dieser Tage auch zusammen. Angesichts die-
ser neuen globalen Herausforderung ist es gerade jetzt 
besonders wichtig, den eigenen Horizont zu erweitern.

Deshalb bemüht sich die taz, möglichst aus erster 
Hand aus vielen Ländern zu berichten. Dabei können wir 
nicht nur auf unsere AuslandskorrespondentInnen zu-
rückgreifen. Vielmehr ist über die Jahre auch ein weit ver-
zweigtes Netz junger JournalistInnen entstanden, die an 
internationalen Workshops der taz Panter Stiftung teilge-
nommen haben. Den Anfang machten 2011 sieben Weiß-
russen. In den folgenden Jahren kamen KollegInnen aus 
weiteren Staaten der ehemaligen Sowjetunion, Asien, La-
teinamerika und Afrika hinzu. Mehr als 500 Medienma-
cherInnen haben bislang an 37 internationalen Work-
shops mitgewirkt. Das Ziel war und ist: die Pressefreiheit 
weltweit zu stärken. Möglich war dieses Engagement nur 
dank der Unterstützung von etwa 4.000 privaten Spen-
derInnen, der Förderung des Auswärtigen Amts sowie 
einiger Stiftungen.

Einige Alumnis haben wir nun um einen Beitrag für 
die folgenden Sonderseiten gebeten. Und sie waren – 
hoffentlich anders als das Virus – nicht zu stoppen. Das 
Gleiche gilt auch für die taz Panter Stiftung. Wir sind 
entschlossen, unsere Arbeit fortzusetzen, sobald es die 
Situation wieder zulässt. Dafür braucht es Kraft und Zu-
versicht. Und nicht zuletzt auch Sie!
Barbara Oertel, Leiterin der Auslandsredaktion

Konny Gellenbeck, Vorstand der taz Panter Stiftung

Petra Bornhöft, Kuratorium der taz Panter Stiftung
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 Corona in Honduras

Das zentralamerikanische 

Honduras meldete am 12. März 

die ersten zwei Fälle von mit 

dem neuartigen Coronavirus 

Frauen waren vor Kurzem aus 

dem Ausland gekommen – eine 

aus Madrid, eine aus der 

Schweiz. Nur vier Tage später, 

beim Stand von sechs regist-

rierten Fällen, rief die Regie-

rung den Notstand aus. Wenig 

später galt eine landesweite 

Ausgangssperre. Grenzen, 

Luft- und Wasserwege sind zu. 

Bis Ostermontag waren 

von Covid-19 gestorben.
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 Von Timur Toktonaliev

In Kirgistan hat das Coronavirus 
religiösen Fanatikern einen bösen 
Streich gespielt. Auf Initiative eines 
populären Geistlichen wurde in den 
sozialen Netzwerken folgender Fake 
verbreitet: Covid-19 betrifft keine 
Muslime. Allah habe das Virus den 
Chinesen geschickt – aus Rache für 
den unerbittlichen Umgang mit den 
uigurischen Muslimen. Angeblich 
wendeten sich Chinesen und Italie-
ner in Massen dem Islam zu, da nur 
dies sie vor dem Tode retten werde.

Die Ironie ist, dass das Virus in 
Kirgistan zuerst bei drei Männern 
nachgewiesen wurde. Sie waren 
nach Saudi-Arabien gereist, wo sie 
die heiligen Stätten besucht hatten. 
Nach ihrer Rückkehr hatten sie in ih-
rem Dorf ein Fest gefeiert. Wütende 
Kommentare „weltlicher“ Bürger lie-
ßen nicht lange auf sich warten.

In Kirgistan bekennen sich 
90  Prozent der Bevölkerung zum 
Islam. In den vergangenen Jahren 
ist in der Gesellschaft eine Spaltung 
zwischen denjenigen zu beobachten, 
die sich als wahrhaft Gläubige be-
zeichnen, und denjenigen, die sich 

zum gemäßigten Lager zählen. Ge-
rade Letztere fanden immer einen 
Grund, Diskussionen in den Medien 
loszutreten. Nun auch noch das Co-
ronavirus.

Zwar startete die Staatsmacht so-
fort eine Informationskampagne. 
Schon Ende Januar wurden die Gren-
zen zu China geschlossen, Ankom-
mende aus dem Ausland überprüft 
und Personen in Quarantäne ge-
schickt. Doch die Bevölkerung nahm 
diese Maßnahmen nicht ernst.

„Wer hätte ahnen können, dass 
Ende März das Elend mit dem Coro-
navirus auch in Kirgistan ein solches 
Ausmaß annehmen würde?“, sagt die 
zweifache Mutter Asel Dschusupbe-
kova. „Geb’s Gott, dass bald alles vo-
rüber ist. Wir sitzen ohne Arbeit zu 
Hause und die Vorräte gehen zu 
Ende.“

Dessen ungeachtet machten in 
Kirgistan via Internet Witze und Rat-
schläge die Runde, die bezeichnend 
für die Staaten der einstigen Sowjet-
union sind. „Wie schützen wir uns vor 
dem Virus? Wir reiben die Hände mit 
Wodka ein und kippen 100 Gramm 
hinter die Binde. Schon gibt es keine 
chinesische Infektion mehr.“

Das Gesundheitsministerium 
hatte bereits Anfang des Jahres Emp-
fehlungen abgegeben: sorgfältig die 
Hände waschen, auf Hygiene achten, 
Masken tragen und Gebäude mit Wa-
cholder (Artscha) beräuchern. Von 
Alters her glauben die Menschen, 
dass Wachholderrauch Gebäude 
von allen Übeln des Geistes reinigt 
und Mikroben tötet. Ab Februar wa-
ren viele Büros von Wacholderge-
ruch erfüllt. Diskussionen über Co-
rona endeten immer mit dem Aus-
spruch: „Beschütze uns Gott!“

An Gott wandte sich auch der 
Mufti Kirgistans, Maksatbek Tokto-
muschev. Im Hof der größten Mo-
schee opferte er zwei Stiere. „Bloß 
nicht wegen Corona in Panik ver-
fallen“, sagte er vor der Zeremonie. 
„Möge der Allmächtige unserem 
Volk Wohlergehen, Einheit und Frie-
den bringen.“ Leider hatte dieser Ap-
pell nicht das gewünschte Ergebnis. 
Am 4. April gab es in Kirgistan fast 
150 Infizierte und einen Toten.

Die Staatsmacht verfügte im gan-
zen Land Quarantäne, in einigen 
Städten und Regionen wurde eine 
Ausgangssperre verhängt. Alle Ver-
waltungsgebäude sind geschlossen, 

Kinder und Studenten lernen zu 
Hause. Zur Arbeit dürfen nur Ärzte, 
Staatsbedienstete und Menschen ge-
hen, die einen Passierschein haben. 
Die sonst so belebten Straßen Bisch-
keks sind ungewöhnlich leer.

Tausende sind in unbezahltem Ur-
laub oder ganz ohne Arbeit und Mit-
tel, um ihre Existenz zu sichern. Die 
Regierung hat angekündigt, dass die-
jenigen, die beim Sozialministerium 
registriert sind, mit Lebensmitteln 
versorgt werden.

Der Staatsmacht ist klar, dass die 
Maßnahmen der Wirtschaft kolos-
sale Verluste zufügen werden. Denn 
anders als die an Öl und Gas reichen 
Nachbarn war Kirgistan gezwungen, 
bei internationalen Finanzorganisa-
tionen um Hilfe zu bitten. Der IWF 
gewährte einen Kredit in Höhe von 
120 Millionen Dollar.

Auch in Kirgistan ist der Kampf 
gegen die Ausbreitung des Corona-
virus eine neue Erfahrung. Alle fah-
ren auf Sicht. Doch als sich die Nach-
richt über die ersten Genesenen ver-
breitete, keimte Hoffnung auf. Unter 
ihnen waren auch zwei der Rückkeh-
rer aus Saudi-Arabien.
Aus dem Russischen Barbara Oertel

In Kirgistan wachsen die Spannungen zwischen gemäßigten und 

radikalen Muslimen. Das zeigt sich einmal mehr in Zeiten von Corona

Die Rache des 
Allmächtigen

Von Alena Popowa

Trotz strenger Quarantäne 
und einer geschlossenen 
Verwaltungsgrenze reiste ich 
kürzlich von der Krim in die 
ukrainische Hauptstadt Kiew. 
Für mich war das wie ein klei-
ner Hauch von Freiheit.

Eine Woche nach meiner 
Rückkehr kam eine Kranken-
schwester und übergab mir 
ein Quarantäne-Dokument. 
Da stand, dass ich in China 
gewesen sei. „Wo kommen 
Sie her? Aus der Ukraine? 
Hmmm... Da muss ich  anru-
fen. Oh, das Telefon ist nicht 
aufgeladen...“, sagte sie. Un-
terschrieben habe ich nicht.

Meine zwei Wochen in 
Quarantäne verliefen gut, 
einen Test bekam ich nicht. 
Auf der Krim gibt es nicht 
für alle Tests. Doch das regt 
keinen auf. Gut, dass wenigs-
tens einige Erkrankungen di-
agnostiziert wurden. 30 – bis 
jetzt, wenn man den offiziel-
len Statistiken glaubt. Auf der 
Krim herrscht ein „Masken-
regime“. Sollte jemand da-
nach fragen, habe ich in mei-
nem Rucksack eine benutzte 
Einwegmaske. Und es wird 
gefragt, bar jeder Logik und 
gesetzlichen Grundlage.

Eigentlich geht es mir 
gut. Ich brauche kein Insu-
lin, habe weder chronische 
Erkrankungen noch Zahn-
schmerzen. Jedoch mag ich 
mir kaum vorstellen, wohin 
ich in so einem Fall gehen 
sollte. Kliniken nehmen nur 
Patienten mit erhöhter Tem-
peratur und Anzeichen einer 
Lungenentzündung auf.

Die Quarantäne fiel glück-
licherweise in die Fastenzeit. 
Ich esse sowieso kein Fleisch, 
keine Eier und keine Milch-
produkte. Buchweizengrütze, 
Nudeln, Kartoffeln und Sau-
erkraut sind noch zu Preisen 
erhältlich, wie vor der Qua-
rantäne. Zitronen und Ing-
wer kosten das Zehnfache.

Krimbewohner, die nicht 
in lebensnotwendigen Be-
reichen arbeiten, sollen min-
destens bis zum 30. April zu 
Hause bleiben. Niemand darf 
sich mehr als 100 Meter von 
seiner Wohnung entfernen. 
Wer älter als 65 Jahre ist, darf 
das Haus gar nicht verlassen.

Immer mehr begreifen die 
Menschen, dass ihre Zukunft 
in den Sternen steht. Doch 
diese Depression mischt 
sich mit dem Gefühl, dass 
der Frühling anbricht. Das 
hält uns aufrecht.

Nur der 
Frühling 
hilft noch
Auf der Krim herrscht 

ein hartes Regime. 

Jetzt erst recht

Von Alla Bjuk

In den vergangenen 200 Jahren ha-
ben wir und unsere Vorfahren hier 
im Dorf Cișmichioi im Budschak, ei-
nem Teil von Bessarabien, schon viel 
erlebt: Revolutionen, Kriege, Hunger, 
Repressionen und Epidemien. Heute 
sind wir Bewohner von Cișmichioi 
genauso wie alle anderen Bürger 
der Moldau mit einem neuen gro-
ßen Problem konfrontiert: dem Co-
ronavirus, der gnadenlos Menschen-
leben von der Erde fegt.

„Das Dorf der Quellen“, so un-
gefähr lässt sich der Name von 
Cișmichioi, einem der südlichsten 
Dörfer des autonomen Gebietes Ga-
gau sien, das zur Republik Moldau ge-
hört, übersetzen.

Aus Archivunterlagen geht her-
vor, dass die Vorfahren der Bewoh-
ner von Cișmichioi im russisch-tür-
kischen Krieg von 1806–1812 vom 
heutigen Terwel in Nordostbulga-
rien in die Steppen des Budschak 
gekommen waren. Die ersten 18 Fa-

milien, es waren 103 Personen, sind 
1809 hierhergekommen und haben 
sich direkt an einer Quelle nieder-
gelassen. So sind wir auf den Na-
men unseres Dorfes gekommen, 
„Çeşmäküüyü“.

Seit über drei Wochen hören wir 
jetzt täglich von Dutzenden Neu-
infizierten in Moldau. Bis vor Kur-
zem war nicht eine einzige Person 
in Gagausien infiziert. Natürlich war 
uns klar, dass wir bisher einfach nur 
Glück gehabt haben. Wir wussten, 
dass die Pandemie kommen wird, 
sich langsam, aber unaufhaltsam 
wie ein Schimmel ausbreiten wird. 
Schon dieses Warten ließ die Men-
schen erschaudern. Aus Angst ging 
niemand mehr auf die Straße, alle 
grüßten sich nur aus großer Entfer-
nung und waren auch dabei wort-
karg. Die Zeit schien stillzustehen.

Und dann ist sie gekommen, die 
Seuche. Ausgerechnet in meinem 
heimatlichen Cișmichioi wurde die 
erste Coronainfektion Gagausiens 
festgestellt. Wir hatten ja damit ge-

rechnet. Trotzdem traf uns die Nach-
richt wie ein Blitz.

Erfahren haben wir das am 1. Ap-
ril, dem Tag des Humors. Und das 
war sofort das wichtigste Nachrich-
tenthema. Die Telefone liefen heiß, 
jeder wollte wissen, wer diese infi-
zierte Person sei, die ja nun eine Be-
drohung für die vielen anderen, die 
sich mit ihr getroffen hatten, dar-
stellte.

Schnell wurde bekannt, um wen 
es sich handelte. In einem Dorf mit 
gerade einmal 5.000 Menschen, die 
sich alle mehr oder weniger gut ken-
nen, ist das auch kein Problem. Und 
die, die mit diesem Menschen Kon-
takt hatten, haben dies sofort der ört-
lichen Ambulanz mitgeteilt.

Ab sofort gab es für uns nur noch 
ein „vor“ und ein „nach“ dem 1. Ap-
ril. Es schien, als sei die Quelle des 
Dorfes versiegt. Natürlich hatten wir 
alle die schrecklichen Fernsehbilder 
aus China oder Italien im Kopf. Aber 
emotional waren uns diese Bilder so 
fern wie Szenen aus einem Horror-
film. Und auch dann, als in der Re-
publik Moldau schon die ersten Fälle 
registriert worden waren, nahmen 
die meisten Bürger diese Nachrich-
ten immer noch so wahr, als beträfe 
das nicht uns.

In der Folge waren dann die einen 
ganz gesetzestreue Bürger, leisteten, 
wie auch ich und meine Familie, 
den Empfehlungen unseres Präsi-
denten und Premierministers Folge 
und sperrten uns in unseren eige-
nen vier Wänden ein. Andere wie-

derum machten so weiter wie bis-
her und brachten damit sich und 
andere in Gefahr. Das ließ Emotio-
nen hochkochen. Einige warfen dem 
Infizierten Verantwortungslosigkeit 
vor, weil er andere gefährdet habe. 
Andere wiederum nahmen ihn mit 
dem Argument in Schutz, der Betref-
fende habe ja gar nicht gewusst, dass 
er infiziert war.

Doch was uns am meisten beun-
ruhigt ist der Umstand, dass ein Drit-
tel der Infizierten in Moldau Perso-
nen aus dem Gesundheitswesen 
sind. Was ist, wenn diese Zahl wei-
ter ansteigt? Wer wird uns dann noch 
behandeln können? Und es stellt sich 
auch die Frage, ob der Staat auf eine 
Pandemie gut genug vorbereitet war. 
Wir haben viele Fragen, bekommen 
aber nur wenige Antworten.

Doch wie es so schön heißt: Al-
les Schlechte bringt auch irgendet-
was Gutes. Der Coronavirus hat ge-
schafft, was bisher keiner Regierung 
gelungen ist: Er hat die meisten un-
serer Landsleute, die im Ausland 
arbeiten, wieder in die Heimat ge-
bracht. Der Virus hat uns die Mög-
lichkeit gegeben, wieder Zeit mit der 
Familie zu verbringen. Auch können 
wir unsere Zukunftspläne überden-
ken. Und während sich die Mensch-
heit in Isolation befindet, versucht 
die Natur, sich neu zu beleben und 
von der jahrhundertelangen schäd-
lichen Tätigkeit des Menschen zu 
erholen. Nein, der Quell des Lebens 
versiegt nicht.
Aus dem Russischen Bernhard Clasen

Dann war sie da, 
die Seuche
Die Coronapandemie hat auch das moldauische 

Menschen sind in heller Aufregung. Sie haben viele 

Fragen, bekommen aber nur wenige Antworten

Corona im Osten

Auf der Halbinsel Krim 
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Von Ei Ei Toe Lwin

Zehntausende Textilarbeiterinnen 
und -arbeiter leiden in Myanmar 
unter starkem Produktionsrückgang 
wegen der Coronapandemie. Textil 
und Bekleidung ist der wichtigste 
Sektor der verarbeitenden Industrie 
des Landes und leidet nicht nur un-
ter knappen Rohstoffen, sondern vor 
allem an Auftragsrückgängen aus Eu-
ropa. Dorthin gingen bisher 70 Pro-
zent der Bekleidungsexporte.

ArbeiterInnen protestieren da-
gegen, dass immer mehr Fabriken 
schließen. Laut der Vereinigung der 
Bekleidungsproduzenten (MGMA) 
arbeiten in diesem Sektor 500.000 
Personen in 500 Fabriken, von de-
nen 400 in Yangon sind. Nach of-
fiziellen Angaben sind bisher 100 
Textil- und Bekleidungsfabriken 
von Schließungen und Entlassun-
gen betroffen. Allein in der Indus-
triezone Hlaing Thar Yar verloren 
von 150.000 Beschäftigten des Sek-
tors schon 20.000 ihre Jobs. 24 Fabri-
ken dort stellten die Produktion ein, 
bei 49 gab es Entlassungen.

Laut Regierung haben Arbeitslose 
weiter Zugang zu medizinischer Ver-
sorgung, abhängig von ihren vorhe-
rigen Sozialversicherungsbeiträgen. 
Aber es gibt kein Arbeitslosen- oder 
Kurzarbeitergeld, das schlicht nicht 
vorgesehen ist. Die Regierung ver-
handelte bereits im März mit Fab-
rikbesitzern über zeitweilige Schlie-
ßungen, um eine Ausbreitung des 

Coronavirus zu verhindern. Dabei 
wurden auch Lohnersatzleistungen 
und Wege der Auszahlungen ange-
sprochen. Am 9. April erklärte die 
EU-Vertretung, dass ab 1. Mai  80.000 
entlassene Textilarbeitskräfte um-
gerechnet 47 Euro drei Monate lang 
von der EU bekommen, die ja der 
Hauptabnehmer war. 8.000 wei-
tere, die um Löhne geprellt wurden, 
sollen 80 Euro für jeweils drei Mo-
nate erhalten.  

Die Regierung drängt die Bevölke-
rung, zu Hause zu bleiben und Zu-
sammenkünfte zu vermeiden. Doch 
Tausende Arbeitskräfte haben schon 
gegen Entlassungen und gegen nicht 
gezahlte Abfindungen und fehlende 
Wiederanstellungsgarantien protes-
tiert. Seit 1. April protestieren auch 
200 Beschäftigte der Amber Stone 
Bekleidungsfabrik in der Hlaing 
Thar Yar Zone für die Schließung ih-
rer Fabrik. Sie fürchten, sich am Ar-
beitsplatz anzustecken, fordern aber 
vollen Lohnausgleich. Dabei hat der 
Fabrikbesitzer noch nicht einmal die 
März-Gehälter gezahlt. „Wir fordern 
unser Geld für März“, sagt die Ar-
beiterin Ma Nu Nu Aung. „Aber wir 
wollen nicht in einer Fabrik arbeiten, 
bei der wir nicht vor Ansteckung ge-
schützt sind.“

Die Arbeiterinnen von Myanmar 
Muse Leather Goods und Myan-
mar Elegant Supreme Leather aus 
der Ywar Thar Gyi Industriezone in 
Yangon fordern eine Arbeitsplatzga-
rantie. Die beiden Fabriken mit zu-

sammen 700 Arbeitskräften schlie-
ßen für zunächst drei Monate. Da-
nach zahlen sie drei Monate lang nur 
den halben Grundlohn (umgerech-
net 3,10 Euro/Tag). Nicht alle Ent-
lassenen wurden entschädigt. „Wir 
fordern eine Jobgarantie bei Wie-
deraufnahme des Betriebs. Wir wur-
den ohne Entschädigung entlassen 
und fordern vom lokalen Arbeitsaus-
schuss eine Lösung,“ sagt die Arbei-
terin Ma War War Kaing.

Es gibt jetzt sogar Fabriken, bei 
denen die Arbeitnehmer überhaupt 
keine Ansprechpartner mehr haben, 
weil die Besitzer abgetaucht sind, wie 
bei Zu Xing Garment Co Ltd. und My-
anmar Royal Apollo. Und bei den Fa-
briken, die noch arbeiten, gibt es 
weniger zu verdienen. Denn es gibt 
keine Überstunden mehr, auf die 
viele angewiesen sind und die den 
Verdienst um bis zu ein Drittel er-
höhen können.

Im April ist stets das Wasserfest 
(Thingyan). Zur Monatsmitte gibt 
es normalerweise dann zehn Tage 
Urlaub. Doch dieses Jahr blockiert 
das die Regierung, um die Ausbrei-
tung des Virus zu verhindern. Sie er-
stellt mit dem Verband der Indust-
rie- und Handelskammern (UMFCCI) 
eine Liste von Unternehmen, die Kre-
dite für Lohnzahlungen bekommen. 
Laut dem MGMA-Vorsitzenden sind 
auch Steuererleichterungen im Ge-
spräch. Täglich schließen Fabriken, 
und die Unruhe wächst.
Aus dem Englischen Sven Hansen
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Von Nop Vy

Seitdem Kambodschas Regierung Anfang Ap-
ril die Notwendigkeit für ein Notstandsgesetz 
mit der Coronakrise begründet hat, fürchten 
Menschenrechtsaktivisten, dass Premiermi-
nister Hun Sen es missbrauchen könnte, um 
seine Macht über die Pandemie hinaus aus-
zuweiten. Denn der Entwurf gibt der Regie-
rung nahezu unbegrenzte Befugnisse, die 
Versammlungs- und Redefreiheit bei Bedro-
hung der nationalen Sicherheit und öffentli-
chen Ordnung wie auch in Zeiten einer Ge-
sundheitskrise einzuschränken. Damit erhal-
ten die Behörden weitreichende Befugnisse, 
Menschen nach Gutdünken festzunehmen.

Der Regierung wird so auch ermöglicht, die 
Informationsfreiheit einzuschränken und Te-
lefone und Internet zu überwachen. Berichte, 
die nach Meinung der Regierung „Angst in 
der Öffentlichkeit, Chaos, einen Schaden für 
die nationale Sicherheit oder Missverständ-

nisse über den Staat verursachen“, können 
verboten werden.

Human Rights Watch (HRW) hat am 2. Ap-
ril das Notstandsgesetz als Rezept für eine 
Diktatur bezeichnet. „Die Covid-19-Krise ist 
ein Vorwand für Hun Sen, sich für die Zeit 
nach der Krise unbegrenzte Befugnisse zu si-
chern“, heißt es in einer Erklärung der Men-
schenrechtsorganisation. Laut Brad Adam, 
dem Asiendirektor von HRW, wird das Ge-
setz Hun Sens „diktatorische Herrschaft le-
gal und offiziell machen“.

In Kambodscha haben die Behörden bis 
Ende März mindestens 17 Social-Media-Nut-
zer festgenommen, beschuldigt oder ein-
geschüchtert, Fake News über Covid-19 ver-
breitet zu haben. Darunter waren mindestens 
vier Aktivisten der oppositionellen Nationa-
len Rettungspartei (CNRP), die verhaftet wur-
den. Andere wurden belehrt und verwarnt. 
Der im Exil lebende Politologe Kim Sok er-
klärte auf Facebook, das Notstandsgesetz 

würde dem Premierminister unbegrenzte 
Befugnisse geben. „Dieses Gesetz ist ein Ins-
trument, um die Macht der Familie Hun Sen 
zu stärken“, sagte Kim Sok. „Hun Sen drängt 
auf den Ausnahmezustand, um auch mit Waf-
fengewalt vorgehen zu können.“

Dabei muss die Regierung der National-
versammlung und dem Senat dann regelmä-
ßig über den Gebrauch der Notstandsbefug-
nisse berichten. Beide Gremien können von 
der Regierung Informationen fordern, um so 
eine Kontrolle auszuüben. Aber die seit meh-
reren Jahrzehnten regierende kambodscha-
nische Volkspartei (CPP) hält seit der letzten 
und von der Opposition boykottierten Wahl 
2018 alle 125 Sitze in der Nationalversamm-
lung. Und Hun Sen ist bereits seit 32 Jahren 
Premierminister.

Kambodscha hat 2017 den Weg zur Demo-
kratie verlassen. Seitdem wurden ein Dutzend 
unabhängiger Medien geschlossen. Mehrere 
lokale Menschenrechtsorganisationen wur-

den beschuldigt, mit Anführern von Massen-
protesten im Ausland in Kontakt zu stehen 
und gezielt die oppositionelle CNRP zu unter-
stützen. Daraufhin hat der Oberste Gerichts-
hof im November 2017 die Auflösung der Par-
tei angeordnet. Deshalb durften 118 CNRP-
Politiker nicht mehr an Wahlen teilnehmen 
und 5.007 gewählte Gemeinde-, Bezirks- und 
Provinzräte der CNRP wurden durch Vertre-
ter der Regierungspartei ersetzt. CNRP-Füh-
rer flohen ins Exil, wurden ins Gefängnis ge-
steckt oder unter Hausarrest gestellt.

Doch Chin Malin, der Sprecher des Justiz-
ministeriums, forderte jetzt gegenüber ei-
nem Reporter von Voice of Democracy (VOD) 
die Bevölkerung dazu auf, den staatlichen 
Maßnahmen zur Sicherheit und zur Stabili-
tät zu folgen. „Die Menschen und die Zivilge-
sellschaft brauchen sich keine Sorgen zu ma-
chen. Dieses Gesetz kommt der gesamten Ge-
sellschaft zugute“, sagte er.
Aus dem Englischen Sven Hansen
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Von Wong Kai Hui

Der Kampf gegen das Coronavirus 
hat in Malaysia die über Jahre ver-
nachlässigten Probleme verdeut-
licht, die Migranten und Flüchtlinge 
ohne gültige Aufenthaltspapiere im 
Land haben. Es ist ein schon seit Jahr-
zehnten bekanntes offenes Geheim-
nis, dass es in Malaysia rund vier Mil-
lionen „Papierloser“ gibt. Die meis-
ten solcher Migranten kommen aus 
Bangladesch, Nepal und Indonesien. 
Die meisten Flüchtlinge sind Rohin-
gya aus Myanmar oder Chinesen 
aus der Volksrepublik. Sie arbeiten 
als Köche oder Kellnerinnen in Re-
staurants, sie arbeiten in Fabriken, 
Supermärkten oder Kleinindustrien.

Millionen von ihnen sind seit Jahr-
zehnten von Sozialleistungen und 
vom institutionellen Schutz ausge-
schlossen. Da sie nicht die benötig-
ten Dokumente zum Nachweis ihrer 
Identität und Legalität haben, stehen 
sie beim Zugang zum Bildungssys-
tem und zur Gesundheitsversorgung 
vor großen Hürden. Auch werden ei-
nige Migranten wegen Sprachbarri-

eren von Informationen der Regie-
rung und Behörden nicht erreicht.

In Malaysia hatte es bei der ers-
ten Welle der Covid-19-Epidemie 
nur 22 Fälle gegeben. Die Erkrank-
ten waren schon im Februar wie-
der genesen. Doch dann kam es zu 
einer zweiten Welle der Pandemie 
Ende Februar und sie breitete sich 
rasch aus. Das hing stark mit einer 
religiösen Massenveranstaltung in 
Kuala Lumpur zusammen. Das Ge-
sundheitsministerium schätzt, dass 
16.000 Personen an der dreitägigen 
Veranstaltung in einer Moschee teil-
genommen haben. Darunter waren 
etwa 1.500 Personen aus dem Aus-
land sowie einige Tausend muslimi-
sche Migranten ohne legalen Aufent-
haltsstatus. Deshalb sind sie für die 
Behörden nur schwer zu lokalisieren.

Obwohl Malaysia die UN-Flücht-
lingskonvention nicht unterzeich-
net hat, ist es seit Jahren Verkehrs-
knotenpunkt für Flüchtlinge und 
ein Transitland für Menschenhan-
del und -schmuggel. Es gibt in Ma-
laysia viele Wanderarbeiter, die von 
ausbeuterischen Arbeitsvermitt-

lern betrogen werden. Diese haben 
die Pässe der Wanderarbeiter einbe-
halten, womit sie abhängig und aus-
beutbar werden. Fliehen sie dann 
aus ihren sklavenartigen Arbeitsver-
hältnissen, haben sie gar keine Pa-
piere mehr. Werden sie festgenom-
men, drohen ihnen bis zu fünf Jah-
ren Abschiebehaft, eine Geldstrafe 
von umgerechnet bis zu 2.100 Euro 
und auch bis zu sechs Stockschläge. 
Hinzu kommen Fälle von Erpressung 
durch korrupte Beamte.

Die jahrelange Ausbeutung und 
Illegalität führt zu starkem Miss-
trauen zwischen Migranten und 
Behörden. Das macht jetzt die Rück-
verfolgung von Kontakten Infizier-
ter und der Verbreitungswege des 
Virus sehr schwierig. Weil sie auch 
noch Angst vor hohen Arztkosten 
haben, lehnen viele papierlose Mi-
granten jede Zusammenarbeit mit 
den Gesundheitsbehörden ab. Ihnen 
fehlt deshalb bis heute jeder Kontakt 
zu Hunderten Teilnehmern der Mas-
senveranstaltung vom Februar, von 
wo aus sich das Virus verbreitete.
Aus dem Englischen Sven Hansen
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 Coronapandemie in Südostasien

Myanmar: 1,14 nachgewiesene Fälle auf 1 Million Einwohner. 

Insgesamt 62 bestätigte Fälle, davon 2 Genesene.  

4 Todesfälle.

Malaysia: 152,33 nachgewiesene Fälle auf 1 Millionen 

Einwohner. Insgesamt 4.987 bestätigte Fälle, davon  

Kambodscha: 7,98 nachgewiesene Fälle auf 1 Million 

Einwohner. Insgesamt 122 bestätigte Fälle, davon  

91 Gene sene. 0 Todesfälle.

Stand: 14. April 2020
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Aus Abuja Linda Akhigbe

Ich bin Reporterin bei einem 
Fernsehsender. JournalistInnen 
sind vom Lockdown ausgenom-
men, deshalb kann ich mich frei 
bewegen und arbeite weiter. Ein 
spezielles Permit brauchen wir 
nicht, es reicht, wenn ich bei 
Kontrollen den Presseausweis 
vorzeige. Die Geschichten, die 
ich mache, handeln jetzt natür-
lich oft vom Coronavirus. Auf 
den ÖPNV bin ich zum Glück 
nicht angewiesen, ich habe ein 
Auto und fahre lieber selbst. Un-
ser Sohn ist noch klein. Mein 
Mann ist Ingenieur, er arbeitet 
jetzt von zu Hause aus und küm-
mert sich um ihn.

Der Lockdown ist nicht lan-
desweit, er gilt nur für drei 
Staaten. Die Religionsgemein-
schaften, die in Nigeria sehr 
wichtig sind, haben ihn mitge-
tragen. Über Ostern haben viele 
Menschen zu Hause gebetet, es 
gab Messen über das Internet. 
Trotzdem gibt es natürlich Ver-
stöße, manche Menschen sind 
in Gruppen joggen gewesen. Da 
gab es Zusammenstöße mit der 
Polizei und auch Verhaftungen. 

Die Menschen in Nigeria 
nehmen den Lockdown mit ge-
mischten Gefühlen auf. Das hat 
natürlich mit der ökonomischen 
Situation zu tun. Manche Men-
schen müssen jeden Tag raus, 
um Geld zu verdienen. Was sie 
an diesem Tag zu essen bekom-
men, hängt allein von den Ein-
nahmen des Tages ab. Da ist er 
Druck sehr groß. Dann gibt es 
Menschen, die glauben, dass 

das Virus gar nicht existiert. 
Sie denken, die Regierung hat 
es sich ausgedacht, um die Men-
schen zu kontrollieren. Andere 
glauben, sie habe das getan, um 
Hilfspakete aufzulegen und sich 
das Geld selbst einzustecken. 
Nigeria hat Hilfen im Umfang 
von umgerechnet 1,2 Milliar-
den Euro beschlossen. Und ein 
Teil der Bevölkerung befürchtet, 
dass Beamte das privat einste-
cken wollen. Das kommt nicht 
von ungefähr. Die Regierung 
in diesem Land war lange Zeit 
nicht offen und transparent, so 
ist viel Misstrauen entstanden.

Und wieder andere glau-
ben, dass Corona den Afrika-
nern nichts anhaben kann, 
weil Schwarze dagegen immun 
seien. Tatsächlich ist es so, dass 
die offiziellen Infektionszah-
len in Nigeria sehr niedrig sind. 
Fast zwei Monate nach dem ers-
ten Auftreten wurden rund 370 
Fälle registriert. Ich habe dafür 
keine Erklärung. Es liegt wahr-
scheinlich nicht daran, dass 
wir hier so außergewöhnlich 
gute Krisenmanager haben. Ich 
könnte mir vorstellen, dass ein 
Grund dafür der eher geringe 
internationale Verkehr ist. Vor 
allem Menschen, die vorher in 
den USA oder in Großbritannien 
waren, haben das Virus nach Ni-
geria gebracht. Einige Medizi-
ner denken, es gebe vielleicht 
eine Verbindung zu den häufi-
gen Malaria-Erkrankungen. Sie 
glauben, dass durch diese eine 
gewisse Resistenz aufgebaut 
worden sein könnte. Vielleicht 
liegen die niedrigen offiziellen 

In Zeiten von Corona blühen die Verschwörungstheorien in Nigeria 
noch mehr als sonst, sagt die TV-Journalistin Linda Akhigbe
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Corona in Afrika

Bis auf Lesotho haben alle 52 afrikanischen 
Staaten mittlerweile Coronafälle registriert. Die 

niedrig: Kontinentweit wurden bis Mittwoch-

wieder genesen, 873 gestorben. Mit jeweils 
über 2.000 Fällen haben Algerien, Ägypten und 
Südafrika die höchsten Zahlen. Die tatsächli-
che Zahl der Fälle dürfte weit höher liegen, 
denn fast nirgendwo kann ausreichend 

-
nen EinwohnerInnen etwa hat die Regierung 

Aus Niamey Albert Chaibou

Niamey ist das Epizentrum der Pandemie in 
Niger. Es gibt 570 Fälle im Land, fast alle in der 
Hauptstadt. 14 Menschen sind bislang gestor-
ben. Einige Kranke sind in Kliniken, andere 
bei sich zu Hause. Die Regierung hat Hotels 
und ein Stadion reserviert, um Kranke auf-
zunehmen, falls die Zahl steigt. Viele Unter-
nehmen haben geschlossen, vor allem Bars, 
Hotels und Restaurants. Die sind in großen 
Schwierigkeiten, viele Menschen sind oder 
werden deshalb arbeitslos.

Öffentliche Versammlungen sind verbo-
ten, aber es gibt keinen kompletten Shut-
down. Man darf zwar weder die Stadt Nia-
mey verlassen noch aus anderen Landestei-
len herkommen. Aber die Bewohner der Stadt 
dürfen zwischen 6 Uhr morgens und 19 Uhr 
abends ihre Häuser verlassen.

Ich bin über das Osterwochenende zu 
Hause geblieben, gehe ansonsten aber in 
mein Büro beim Radiosender.

In unserem Programm geht es natürlich 
auch viel um Corona. Wir versuchen den Hö-

rerInnen zu vermitteln, dass das Virus nicht 
nur erfunden, sondern real ist, überall auf der 
Welt, dass es Arme und Reiche gleichermaßen 
töten kann. Das müssen die Menschen begrei-
fen, damit sie die Schutzmaßnahmen einhal-
ten, Masken tragen, Distanz halten, nicht in 
die Moscheen gehen und auch andere An-
sammlungen vermeiden.

Es sind zum Glück nicht viele, aber nicht 
alle Menschen glauben an die Erkenntnisse 
über das Virus. Einige denken, Corona sei eine 
Krankheit, die entweder nur Weiße befällt 
oder die die Weißen sich ausgedacht haben, 
um uns das Leben unmöglich zu machen. An-
dere denken, man wolle die Menschen mit Co-
rona vom Beten abhalten.

Einige Marabouts, die islamischen Geist-
lichen, haben die staatlichen Anordnungen 
nicht respektiert, teils haben Menschen sich 
zum Beten in Moscheen versammelt, etwa 
letzten Freitag hier in Niamey. Dann ist die 
Polizei gekommen und hat sie vertrieben und 
auch einen Imam verhaftet. Danach gab es 
eine Demo für dessen Freilassung. Dieser 
Konflikt ist etwas schwierig, weil am 23. Ap-

ril der Ramadan beginnt und die Menschen 
dann mehr beten als sonst, das kann Prob-
leme machen.

Es gab natürlich nicht genug Masken und 
die Regierung hat auch keine verteilt. Aber 
viele Schneider haben angefangen, sie zu nä-
hen, man kann sie nun überall kaufen, nicht 
mehr nur in den Apotheken, Straßenhändler 
bieten sie an, auf den Gehsteigen und in den 
Bussen, für umgerechnet 35 Cent pro Stück.

Die Regierung betreibt zwar Aufklärungs-
kampagnen über die Pandemie. Gleichzeitig 
hat sie Corona aber auch als Vorwand benutzt, 
um gegen die Zivilgesellschaft vorzugehen. 
Im März gab es eine große Demonstration we-
gen eines riesigen Korruptionsskandals im 
Verteidigungsministerium, bei dem viele 
Milliarden Francs gestohlen worden sind. 
Die Regierung hält den Untersuchungsbe-
richt geheim. Zu dieser Demonstration hat 
auch die Organisation Alternative Espaces Ci-
toyens aufgerufen, die den Radiosender be-
treibt, dessen Chefredakteur ich bin. Die Re-
gierung hat die Demo wegen Corona verbo-
ten – dabei gab es zu dieser Zeit noch keinen 

Fall im Land und alle anderen Menschenan-
sammlungen durften weitergehen.

Wir haben deshalb trotzdem demonst-
riert und es gab Verhaftungen. Unter anderen 
wurde unser Generalsekretär Moussa Tchan-
gari festgenommen und sitzt seither in der 
Stadt Tillaberi nahe der Grenze zu Mali im 
Gefängnis – wegen Verstoßes gegen das De-
monstrationsrecht.

Anfang März hatte die Regierung zudem 
noch einen jungen Kollegen von uns festneh-
men lassen, weil er über einen Corona-Ver-
dachtsfall berichtet hatte. Er ist seit vorletzter 
Woche wieder frei. Auch zwei TV-Journalisten 
kamen nach Berichten über Corona vorüber-
gehend in Gewahrsam. Das Ganze diente na-
türlich dazu, die Presse einzuschüchtern. Mit 
Seuchenschutz hat es nichts zu tun.

Corona ist auch für die MigrantInnen in Ni-
ger ein großes Problem. Sie können wegen der 
Einschränkungen nicht mehr weiterreisen. In 
sechs Camps sitzen fast 2.400 Menschen fest. 
Und die Behörden befürchten, dass es dort 
zu einem Coronaausbruch kommen könnte.

 Protokoll: Christian Jakob

Mit Corona gegen  
die Zivilgesellschaft
„Wir müssen den Menschen klar machen, dass Corona real ist“, sagt der Radiojournalist Albert Chaibou  
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Die Beiträge geben nicht  
unbedingt die Meinung der 
Redaktion wieder

Zahlen aber auch einfach daran, 
dass in Nigeria nicht genug ge-
testet wird.

Die Arbeit der Medien ist sehr 
wichtig. Es gibt auch sonst schon 
so viele Fake News in unserem 
Land, das hat jetzt noch einmal 
zugenommen. Es kursieren un-
glaublich viele Verschwörungs-
theorien, die werden vor allem 
auf WhatsApp und Facebook 
verbreitet. Dagegen kämpfen 
wir an. Manche Menschen mel-
den uns in dieser Zeit zurück, 
dass sie unsere Arbeit in dieser 
Zeit sehr schätzen.

Wir sehen unsere Rolle aber 
nicht darin, Werbung für die 
Entscheidungen der Regierung 
zu machen, sondern diese Maß-
nahmen zu prüfen und zu kri-
tisieren. Wir müssen die Re-
gierung rechenschaftspflichtig 
halten: Wie sie die Krise mana-
gen, wie sie die Hilfen verteilen, 
wer Geld und Essen bekommt, 
ob arme Menschen womöglich 
leer ausgehen. Das herauszufin-
den ist im Moment unsere wich-
tigste Aufgabe.

Ich mache mir Sorgen we-
gen einer Rezession. Unter-
nehmen werden pleite gehen, 
viele können schon jetzt keine 
Löhne mehr zahlen. Selbst die 
Regierungen einiger Bundes-
staaten haben die Gehälter ih-
rer Mitarbeiter um 50 Prozent 
gekürzt. Nigeria lebt vom Ölex-
port. Aber der Ölpreis ist seit Fe-
bruar um über die Hälfte gefal-
len. All das wird die Wirtschaft 
und vor allem arme Menschen 
hart treffen.

Protokoll: Christian Jakob
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